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Philippinen: »Keine Kapitulation wie in 
Zentralamerika« 
 
    Ein Gespräch mit José Maria Sison 
 
Interview: Rainer Werning 
 
Prof. José Maria (Joema) Sison (59) ist Gründungsvorsitzender der Kommunistischen Partei der 
Philippinen (CPP) und der militanten, in den siebziger Jahren einflußreichen Patriotischen Jugend 
(Kabataang Makabayan), der heutigen Jugendorganisation der CPP. Er verbrachte, nachdem 
Präsident Ferdinand Marcos 1972 das Kriegsrecht über die Philippinen verhängt hatte, mehrere 
Jahre in Isolationshaft, bis er im Frühjahr 1986 von der neuen Präsidentin Corazon Aquino 
amnestiert wurde. Seit 1987 lebt er im niederländischen Utrecht im Exil. Seit den 
Friedensverhandlungen mit der philippinischen Regierung ist er Chefberater der Nationalen 
Demokratischen Front der Philippinen (NDFP). 
 
F: Seit Gründung der CPP um die Jahreswende 1968/69, wodurch nach 
heftigen kritischen Debatten der endgültige Bruch mit der alten, der 
Sowjetunion nahestehenden Partido Komunista Pilipinas (PKP) erfolgte, 
wird heute der sogenannten Zweiten Berichtigungsbewegung in den 
Parteidokumenten beträchtlicher Platz eingeräumt. Was war 
ausschlaggebend dafür und zu welchen Ergebnissen hat diese Bewegung 
bislang geführt? 
 
José Maria Sison: Die Zweite Berichtigungsbewegung, 1992 auf Beschluß 
des Zentralkomitees der CPP initiiert, entsprach der Notwendigkeit, 
schwerwiegende ideologische, politische und organisatorische Fehler 
innerhalb der Organisation zu korrigieren. Diese Fehler haben das Ansehen 
der Partei schwer erschüttert und der gesamten revolutionären 
Massenbewegung im Lande seit 1980 großen Schaden zugefügt. Dringend 
mußten die auf sämtlichen Parteiebenen gesammelten Erfahrungen 
selbstkritisch gebündelt und ausgewertet werden. Die CPP hat die 
subjektivistischen Einschätzungen, der sowjetische bürokratische 
Monopolkapitalismus sei Sozialismus gewesen, ebenso zurückgewiesen wie 
jene, die besagten, das Schicksal der philippinischen Revolution sei von 
äußerer Hilfe abhängig, das Land während der Marcos-Diktatur urbanisiert 
und industrialisiert worden und letztlich erübrige sich ein langwieriger 
Volkskrieg. 
 
»Links«opportunistische Strömungen, wie zum Beispiel das Konzept des 
städtischen Insurrektionismus (Aufstandes - R. W.) und Militarismus, und 
rechtsopportunistische Tendenzen, die die Preisgabe der Klassenführung 
durch das Proletariat und einzig legale Kampfformen befürworteten, sind 
umfassend kritisiert worden. 
 
Die Neue Volksarmee (die im März 1969 gegründete Guerilla - R. W.) hat 
sich gewandelt, ihre Kämpfer wurden reorientiert und anders als früher 
eingesetzt. In jeder Guerilla-Front sind heute mindestens drei Viertel ihrer 
Mitglieder in kleinen Einheiten zusammengefaßt, die ihrerseits in der 
Massenarbeit verankert sind. Größere Einheiten, wie es sie früher gab, deren 
Unterhalt beträchtliche logistische Probleme aufwarf, existieren nicht mehr. 
 
Die Politik der Einheitsfront, die über das Arbeiter- Bauern-Bündnis hinaus 
progressive Kräfte des städtischen Bürgertums sowie zeitweilig gegen den 
gemeinsamen Gegner mobilisierbare Elemente einbezieht, wird weiterhin 
verfolgt. 
 



Parteiintern bleibt das Prinzip des demokratischen Zentralismus zur Abwehr 
von Bürokratismus und Ultrademokratismus intakt. Solchen Elementen, die 
sich zunächst als unanfechtbare Politkommissare aufgespielt und später in 
extremem Pendelausschlag für die Auflösung der CPP plädiert hatten, hat die 
Berichtigungsbewegung einen Riegel vorgeschoben. 
 
Insgesamt haben wir uns nach einem beträchtlichen Mitgliederschwund und 
dem Schrumpfen der Massenbasis (diese betrug parteiintern 1985/86 etwa 
zehn Millionen Menschen, ein Sechstel der Gesamtbevölkerung; bis zur 
Zweiten Berichtigungskampagne soll der Einbruch 60 Prozent betragen 
haben - R. W.) zu erholen und unsere Reihen zu konsolidieren vermocht. 
 
F: Was wird vor allem im Hinterland getan, um die Lebensverhältnisse der 
Menschen dort nachhaltig zu verbessern? 
 
José Maria Sison: Landreform ist und bleibt der zentrale Punkt. Sie bildet den 
Kern der volksdemokratischen Revolution, weil nur so die wirtschaftliche, 
politische und soziale Befreiung der Bauern, des Großteils unserer 
Bevölkerung, erwirkt werden kann. Im Hinterland wird bereits ein 
Minimalprogramm umgesetzt: Senkung der Pachtraten, Beseitigung von 
Wucher, Erhöhung der Löhne für landwirtschaftliche Arbeiter, bessere Preise 
für landwirtschaftliche Produkte und Erhöhung der Produktivität. 
 
Die Gewerkschaftsbewegung, ob nun in den städtischen Zentren oder auf 
Plantagen, bleibt ein Schwerpunkt unserer Arbeit, und wir setzen uns 
weiterhin dafür ein, daß die Löhne der Arbeiter erhöht und deren 
Lebensbedingungen insgesamt verbessert werden. Gleichzeitig führen wir 
Seminare durch und leiten Kampagnen an, um Kooperativen und 
Kleinunternehmen, grundlegende Ausbildungs- und Gesundheitsmaßnahmen, 
Erwachsenenbildung und den Umweltschutz zu fördern. Die revolutionäre 
Bewegung und die CPP wären längst zusammengebrochen und von der 
Bildfläche verschwunden, hätten sie sich nicht für solche Belange 
eingesetzt und diese zumindest teilweise schon realisiert. 
 
F: Es ist schon bitter, daß seit Sommer 1992 mit Fidel Ramos ausgerechnet 
einer der Haupt-Kriegsrechtsverwalter der Marcos-Diktatur Präsident ist. Wie 
bewerten Sie seine Regierung im Vergleich zu seinen beiden Vorgängern? 
 
José Maria Sison: Ramos' Politik unterscheidet sich nicht grundsätzlich 
von der Marcos- und Aquino-Politik. Er beugt sich ebenso dem Diktat 
imperialistischer Mächte - vorrangig der USA -, den Kompradoren und den 
Großgrundbesitzern. Persönliche Bereicherung, Cliquenwirtschaft und 
bürokratische Korruption waren und sind bei allen an der Tagesordnung. 
 
Die ökonomische Krise ist unter Ramos keineswegs überwunden. Gelder, die 
von internen wie ausländischen Quellen aufgenommen wurden oder die aus 
den Verkäufen öffentlicher Besitztümer, aus erhöhten direkten wie indirekten 
Steuern sowie aus Überweisungen der in Übersee tätigen Kontraktarbeiter 
stammen, flossen und fließen hauptsächlich in den Luxuskonsum der oberen 
Schichten, wurden abgezweigt für den Ausbau des Militärs oder dienten 
spekulativen Immobiliengeschäften. 
 
Anstelle einer grundlegenden Industrialisierung hat auch das Ramos-Regime 
eine Wirtschaftspolitik verfolgt, die sich durch Importabhängigkeit und kaum 
mehrwertschaffende Produktion von für den Export bestimmten 
Konsumgütern auszeichnet. Eine Land-, geschweige denn Agrarreform ist 
auch unter Ramos tabu. Präindustrielle und agrarische Bedingungen 
herrschen weiterhin fort und bilden nach wie vor einen revolutionären 
Nährboden. 
 
Es ist illusionär zu glauben, die politische Lage im Lande sei stabil. Das 
herrschende Regime wird von politischen Fraktionen und ihren reaktionären 



bewaffneten Elementen inner- wie außerhalb des Militärs bestimmt. Militär- 
und Polizeioffiziere sind in Skandale verwickelt und führen nicht selten sich 
gegenseitig befehdende Syndikate an. Selbst das Moro-Problem (im Süden - 
R. W.) bleibt ungelöst. Schließlich ist die bewaffnete revolutionäre Bewegung 
nach fünf Jahren der Berichtigungskampagne imstande, Guerilla-Aktivitäten 
zu intensivieren. 
 
F: Wiederholt hat Präsident Ramos erklärt, er werde die Philippinen in einen 
Tiger verwandeln, der den - heute freilich getrübten - Erfolgskurs der südost- 
und ostasiatischen Ökonomien einschlägt. Wird ihm das Ihrer Meinung noch 
glücken? 
 
José Maria Sison: Die ursprünglichen »Tiger« und ihre Nachahmer in 
Ostasien sind heute selbst mit etlichen Problemen konfrontiert. Die 
neoliberale Politik des Imperialismus drängt auf die Beseitigung früherer 
Schutzmechanismen für inländische Investitionen. Gegenwärtig existiert eine 
globale Überproduktion in den Bereichen, in denen die Tiger aktiv sind. Die 
Märkte für solche Güter schrumpfen nicht zuletzt wegen anhaltender 
rezessionistischer Trends in den meisten kapitalistischen Ländern und 
aufgrund des relativen Anstiegs von Ländern, die sich ebenfalls auf 
Exportorientierung verlegt haben. 
 
Passé sind die Zeiten, da beispielsweise Taiwan und Südkorea, um eine 
antikommunistische Frontlinie gegen die VR China und Nordkorea 
aufzubauen, billige Textilien, elektronische Geräte, Schuhe, Spielwaren und 
dergleichen produzieren konnten und mit nennenswerten Teilen aus den 
erzielten Exporterlösen grundlegende Industrien aufbauen konnten. Ramos 
kommt da als Imitator zu spät. Er dürfte letztlich selbst wissen, daß die 
Philippinen zur Jahrtausendwende kein neuindustrialisiertes Land sein 
können. Ja, sein sogenannter Plan »Philippines 2000« sieht nicht einmal den 
Aufbau eines einzigen grundlegenden Industriekomplexes vor. 
 
Die Philippinen bilden unter den mittlerweile etlichen Nachahmern der 
ursprünglichen »Tiger« weit abgeschlagen das Schlußlicht, geplagt von 
wachsenden Außenhandelsdefiziten und einer erdrückenden ex- wie internen 
Schuldenlast, was Ausdruck ihrer fehlenden industriellen Basis und der 
ungebrochenen Abhängigkeit von Importen für konsumtive und produktive 
Zwecke ist. 
 
F: Ramos will in die Geschichtsannalen als Friedensapostel eingehen. 
Friedensabkommen sind mit der RAM, der einstigen »Reformbewegung der 
Streitkräfte«, und Anfang September 1996 mit der MNLF, der Moro 
Nationalen Befreiungsfront, zustandegekommen. Schließlich führen Vertreter 
seiner Regierung mit der Moro lslamischen Befreiungsfront (MILF) und mit 
Ihnen, der NDFP, entsprechende Verhandlungen. Wie ist es darum bestellt? 
Steht ein erfolgreicher Abschluß solcher Verhandlungen ins Haus? 
 
José Maria Sison: Die NDFP hat mehrfach unmißverständlich betont, daß 
ein gerechter und dauerhafter Frieden nicht vom Kampf für nationale 
Befreiung und Demokratie abzukoppeln ist. Die formellen 
Friedensverhandlungen zwischen der Regierung der Philippinen (GRP) und 
der NDFP sind seit 1995 aufgrund der »Gemeinsamen Den Haager 
Erklärung« möglich geworden. Diese verpflichtet beide Seiten, Gespräche auf 
der Basis beidseitig akzeptierter Prinzipien - unter anderem Souveränität, 
Demokratie und soziale Gerechtigkeit - zu führen, sich jeglicher Druckmittel 
zu enthalten, die geeignet sein könnten, auf die jeweilige Kapitulation der 
anderen Seite zu drängen und die Ursachen des bewaffneten Konflikts durch 
eine substantielle Agenda anzugehen, welche die strikte Achtung der 
Menschenrechte und des internationalen humanitären Rechts, sozialer und 
wirtschaftlicher Reformen sowie politischer und konstitutioneller Reformen 
beinhaltet. 
 



Seit 1992 sind insgesamt fünf Vereinbarungen getroffen worden, die den 
Rahmen der Friedensgespräche abstecken. Diese betreffen Sicherheits- und 
lmmunitätsgarantien, die Kopplung vertrauensbildender Maßnahmen mit 
substantiellen Verhandlungsgegenständen, den Verhaltenskodex während 
der Treffen beidseitiger Arbeitsgruppen, Fragen der Operationalisierung von 
gemischten Komitees zur Ausarbeitung umfassender Abkommen über 
grundlegende Fragen. 
 
Die formellen Friedensverhandlungen über eben solche Fragen sind von 
seiten der GRP-Delegation wiederholt unterbrochen, für gescheitert erklärt 
oder auf unbestimmte Zeit verschoben worden. Am 16. März ist nun 
schließlich als erstes von insgesamt vier Verhandlungspaketen das 
Abkommen über die Einhaltung der Menschenrechte und des internationalen 
humanitären Rechts vereinbart worden. Dieses Abkommen bildet seinerseits 
erst die Grundlage für weitergehende Gespräche über soziale und politische 
Reformen sowie konstitutionelle Probleme. 
 
Wie lange ein solcher Verhandlungsprozeß dauert, ist augenblicklich nicht 
abzusehen. Jedenfalls wird die NDFP keinem Deal zustimmen, wie er 
zwischen der GRP und RAM sowie zwischen der GRP und der MNLF 
getroffen worden ist. Die RAM war immer ein integraler Bestandteil desselben 
herrschenden Systems, und die MNLF ist letztlich voll und ganz auf einen 
Kapitulationskurs eingeschwenkt. Wir halten indes am Konzept der Zwei-
Phasen-Revolution fest - erst die neu- beziehungsweise volksdemokratische, 
dann die sozialistische. 
 
F: Können Sie sich eine NDFP vorstellen, die sich analog den Entwicklungen 
in Mittel- und Südamerika als legale politische Partei und/oder als 
Parteienbündnis konstituiert und an Wahlen teilnimmt? 
 
José Maria Sison: Nein, nicht so lange die NDFP eine revolutionäre 
Organisation und der Staat mitsamt seinen Wahlprozessen konterrevolutionär 
bleibt. Wir waren nie sonderlich beeindruckt von der radikalen kleinbürgerlich- 
antiimperialistischen Führung gewisser Bewegungen in Lateinamerika, 
insbesondere in Zentralamerika – selbst dann nicht, als diese den 
bewaffneten Kampf gegen die widerlichsten Reaktionäre führten. 
 
Zwischenzeitlich haben diese kleinbürgerlichen Radikalen ja selbst 
kapituliert und sind noch uninteressanter geworden. Offen gesagt, sie 
sind verachtungswürdig, letztlich nur negative Beispiele. 
 
Wenngleich sich die NDFP an solchen Wahlprozessen nicht beteiligt, gibt es 
dennoch vielfältige Wege, wie sie gemeinsam mit anderen fortschrittlichen 
Kräften und im Rahmen ihrer Einheitsfrontpolitik legale Kampfformen 
entwickelt und anwendet und die Widersprüche im Gefolge von Wahlen und 
ähnlichen Prozessen ausnutzt. 
 
F: Trotz Ihres sich nunmehr seit Jahren hinschleppenden Asylverfahrens in 
den Niederlanden beabsichtigen Sie, in Kürze nach Manila zu reisen? Ist das 
nicht problematisch? 
 
José Maria Sison: Aufgrund des im Februar 1995 getroffenen Urteils des 
holländischen Raad van State (Staatsrat), des Obersten Verwaltungsgerichts 
im Lande, bin ich als politischer Flüchtling im Sinne der Genfer 
Flüchtlingskonvention aus dem Jahre 1951 anerkannt und kann nicht in die 
Philippinen zurückgeschickt werden, da ich durch Artikel Drei der 
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
grundlegender Freiheiten geschützt bin. Bis heute allerdings weigert sich das 
niederländische Justizministerium, mich als Flüchtling anzuerkennen und mir 
eine Aufenthaltsgenehmigung zu erteilen. Für sie bin ich ein buchstäblich in 
der Luft hängender politischer Flüchtling, der sozusagen in der Umlaufbahn 
kreist ohne Landeerlaubnis in den Niederlanden. 



 
Das Verfahren zieht sich seit 1988 deshalb in die Länge, weil eben dieses 
Justizministerium nach verlorenen Gerichtsverfahren 1992, 1995 und 1996 
immer wieder eine Reihe haltloser Vorwürfe erhob, die darin gipfelten, ich 
verletzte aufgrund terroristischer Straftaten und der Beziehung zu 
terroristischen Vereinigungen die ureigensten Sicherheitsinteressen der 
Niederlande. Diese Vorwürfe stützten sich im Kern auf Berichte des 
niederländischen Innenministeriums und Geheimdossiers des 
niederländischen Geheimdienstes BVD von März 1993, die ihrerseits 
wiederum auf absurden Anschuldigungen seitens behördlicher Stellen des 
Aquino-Regimes fußten, in denen mir sogar Straftaten während meiner 
Gefängnishaft angehängt werden sollten. Doch selbst die philippinische 
Regierung ist sich mittlerweile darüber im klaren, daß sie während der 
laufenden Friedensgespräche wohl kaum mit einem »Terroristen« als 
politischem Chefberater der Gegenseite verhandelt. 
 
Was die geplante Reise nach Manila betrifft, so wird das genaue Prozedere 
derzeit sorgsam geprüft. Selbstverständlich müßte mir die Regierung gemäß 
beidseitig vereinbarter Sicherheits- und lmmunitätsgarantien zuerst einen Paß 
ausstellen, der mir Ende der achtziger Jahre unter Aquino entzogen wurde. 
Mein laufendes Asylverfahren würde dadurch nicht beeinträchtigt. In Manila 
wäre im Rahmen einer Massenveranstaltung eine feierliche Unterzeichnung 
des März-Abkommens durch Präsident Ramos und Luis Jalandoni, dem 
Chefunterhändler der NDFP, vorgesehen. Sollte Ramos sämtliche politische 
Gefangenen freilassen, wäre eventuell gar an eine zunächst unbefristete 
Waffenruhe zu denken. # 


